5. 
Schlußbetrachtung

„Das Leben der Zwangsarbeiter wahrzunehmen bedeutete damals eine Überforderung, der man ausweichen wollte, wie heute auch noch.“(1)
„Auch der Haß gegen die Niedrigkeit verzerrt die Züge. Auch der Zorn über das Unrecht macht die Stimme heiser.“

Bertolt Brecht, An die Nachgeborenen

Nach einem Jahr intensiver Arbeit, oft außerhalb des Unterrichts, stellen sich auch uns die Fragen, mit denen Klaus Heuer die eigene Forschungsarbeit in der Region Südhessen reflektiert:

„Hatten wir uns zuviel vorgenommen, waren wir nicht einfach naiv und hatten erwartet, wir brauchten nur unser Interesse zu signalisieren, und schon würde sich das Thema erschließen? Hatten wir nicht mit der eigenen Unschuld kokettiert und der zu erwartenden Verstrickung der anderen? Woher nahmen wir das Recht, andere Menschen in eine Auseinandersetzung zu zwingen, hatten wir die Moral gepachtet?(...)War es das Spektakuläre, das reizte, eine neue Facette des nationalsozialistischen Schreckenskabinetts, und war man selbst bei der Aufklärung beteiligt?“(2)
Ja, sicherlich war die Suche nach dem Ungewöhnlichen, dem Außergewöhnlichen für manchen aus der großen Projektgruppe motivierend. Was wir fanden, war nicht selten für die damalige Zeit Gewöhnliches und ein hohes Maß an Gewöhnung: 

· Gewöhnung an die selbstverständliche Anwesenheit und Arbeitsleistung ausländischer 

     ZwangsarbeiterInnen in Heppenheim und der Region,

· Gewöhnung an die rauhen Umstände im Tonwerk,

· Gewöhnung an die Ausnahmezustände im Krieg.

Insofern sind die meisten Forschungsergebnisse ernüchternd.

Das eigene Leid in einer Zeit, die die Autoren nicht miterleben mußten, ließ offenbar wenig Platz für Fremde und ihre Lage. Für die deutschen Arbeiter im Werk waren die Zwangsarbeiter - ungeachtet ihrer Herkunft - zunächst einmal „normale“ Kollegen. Die Härte der Arbeit bekamen alle Arbeiter in ähnlicher Weise zu spüren. Wenn es Mißhandlungen gab, dann gingen diese auf das Konto der kleinen Gruppe von Vorsetzten, also Betriebsleiter und Meister, die in den Spruchkammerverfahren gerade von den deutschen Zeugen belastet wurden. Harte körperliche Arbeit waren die ZwangsarbeiterInnen aus ihrer Heimat durchaus gewohnt, wie uns beispielsweise die beiden Russinnen aus dem früheren Zweigwerk Praunheim berichteten. In der Landwirtschaft ihres Herkunftsdorfes war harter körperlicher Einsatz die Regel, so daß die von ihnen erwarteten Arbeitsleistungen im Tonwerksbereich fast schon als selbstverständlich hingenommen wurden. 

Und über fünfzig Jahre nach Kriegsende sollte nun unser „exklusives Interesse“ an Zwangsarbeitern auf offene Türen treffen? Durften wir erwarten, als aufrichtig Berichtende, als unabhängige Analytiker akzeptiert zu werden, wo wir uns doch moralisch der Seite der Opfer verpflichtet fühlten? Lief unser Bemühen, Spuren des Nationalsozialismus in der näheren Umgebung zu finden, nicht gerade dem Interesse vieler Befragter zuwider, endlich „Ruhe“ haben und „ in Frieden“ leben zu wollen?(3) Gab und gibt es nicht genügend aktuelle Probleme, die eher Beachtung verdienen, die Bevölkerung in der Region mehr bewegen?

Die Schwierigkeiten, die wir bei der Spurensuche hatten, bei dem Versuch „Aussagekräftiges“ nicht nur in Archiven, sondern auch in den Gesprächen mit Zeitzeugen zu finden, machen auch für uns das Fazit von Heuer nachvollziehbar:

„Die Zwangsarbeit erweckt bei Deutschen keine Erinnerungen an Brüche, an lebensgeschichtliche Krisen, an notwendige Umorientierungen - kein Feld für tiefes Nachdenken.“(4)
Während wir mühsam um Verständnis für unser Anliegen warben, veränderten sich unsere „Zeugen“. Einige wollten nicht „mehr“ im doppelten Wortsinne sprechen, als sie von der geplanten Veröffentlichung und dem möglichen Stellenwert ihrer Aussagen erfuhren.
Archive schienen unzugänglich, die Erklärungen machten mißtrauisch - oft vielleicht grund-, aber nicht folgenlos. Welches Interesse konnten denn Zeitzeugen - nicht selten im weitesten Sinne „Beteiligte“- an der nachträglichen Aufklärung haben? Und: Wieso sollten uns die Betroffenen glauben, die wir in den Zeitungen der Region teils vergeblich um Mitarbeit baten, daß wir nicht nur nach „Bestätigungen für im stillen schon vorher festgelegte Erwartungen“ suchten?

War doch die Erwartung vieler Schülerinnen und Schüler faßbar, „klare Verhältnisse“, eindeutige Schuldige und Opfer herausfinden zu können, die Neigung zu vorschneller Wertung. Wie Kocka zutreffend bemerkt, muß die Beschäftigung mit der jüngsten Geschichte „(...) meist ohne den abkühlenden Schutz der Distanz auskommen, mit der die Untersuchung weiter zurückliegender Geschichtsepochen rechnen kann. Zeithistoriker bearbeiten Zeitabschnitte, deren Gestalter und Opfer, Gewinner und Verlierer, Beobachter und Zeugen noch leben. Deshalb nehmen persönliche Betroffenheit und Erinnerung, Rechtfertigung und Anklagebedürfnisse, Wünsche nach Abrechnung, Sühne und Versöhnung, moralisches und politisches Engagement viel unmittelbarer auf die Arbeit Einfluß als etwa auf die Erforschung ferner liegender Gebiete.“(5)

Bei der Annäherung an unseren Forschungsgegenstand erwiesen sich die Verhältnisse als komplex, selten als eindeutig, erzeugten mehr Fragen als Antworten. Für viele Projektteilnehmer war dies zunächst enttäuschend, nicht „normal“ im Sinne einer stromlinienförmigen Gesamterklärung, der sich alle Fakten und Einsichten unterzuordnen hatten. Neben einer unverkennbaren Ermüdung brachte dies aber vielleicht auch ein notwendiges Maß an Distanz zum Forschungsgegenstand mit sich: ein Beitrag zur Geschichte unserer Gegend im Nationalsozialismus, der Spuren hinterließ. Das hieß auch: akzeptieren, daß wir auf Grenzen bei unseren Bemühungen stoßen, wichtige Informationen nicht (mehr) verfügbar sind und Fragen offenbleiben.(6)

Freilich konnten sich die Autoren nicht darauf beschränken, isoliert Fakten zur Tonwerksgeschichte aneinanderzureihen. Um die gefundenen Dokumente und spezifischen Sachverhalte vor Ort ordnen, einordnen und interpretieren zu können, mußten sich die Lerngruppen mit der Struktur des nationalsozialistischen Systems im allgemeinen beschäftigen, z.B. der Rolle der DAF. Die nach Vorliegen der Rohfassung erforderlichen Kürzungen erwiesen sich gerade auch deshalb für die Schülerinnen und Schüler als schmerzhafte Einschnitte: In erster Linie wurden allgemeine Ausführungen zu den jeweiligen Themen - z.B. über die Rolle der Unternehmer im Dritten Reich - auf das zum Verständnis der nachfolgenden Ausführungen notwendige Maß beschnitten.(7)

Es bestätigte sich die „immense Zahl unterschiedlicher Kräfte“, die zusammen die Praxis des Ausländereinsatzes bestimmten.(8) Jenseits der durch zahllose bürokratische Bestimmungen angestrebten Einheitlichkeit der Systemverwaltung zeigten sich vor Ort große Unterschiede. Die Wirklichkeit war oft anders, als das NS - System glauben machen wollte. Wird das Augenmerk auf die lokalen Verhältnisse gelegt, erweist sich als ausschlaggebend, in wieweit die einzelne Firma 

„(...) fähig und interessiert war, die Ausländer in ihre betrieblichen Organisationsstrukturen zu integrieren...inwieweit sie die für die Erhaltung der ausländischen Arbeitskräfte notwendigen Strukturen - speziell im Bereich der Ernährung, Unterbringung und Gesundheitsvorsorgung - aufzubauen bereit war.(...)“(9) 

Hier ergaben sich Handlungsspielräume. Wie diese genutzt wurden - unter prinzipiell gleichen Rahmenbedingungen - offenbart große Unterschiede. Die Betriebsleiter des Tonwerks in den Werken Heppenheim - Albert Viehmann - und Praunheim - Benedikt Baumann- lassen in ihrem Wirken die ganze Bandbreite möglichen Verhaltens im gleichen Zeit- und Firmenrahmen erkennen.

Erfahrungen

Ähnlich uneinheitlich wie die untersuchten Verhältnisse in der regionalen Praxis des NS-Systems erwiesen sich Hilfestellung und Auskunftsbereitschaft der einbezogenen Archive, Institutionen und Personen. Neben massiver Unterstützung erfuhren wir barsche Ablehnung, nachweisbare Falschaussagen und viel Gleichgültigkeit. In Heppenheim fühlten wir uns nicht selten als Störenfriede- trotz der bereitwilligen Hilfe insbesondere von Harald E. Jost, Leiter des Stadtarchivs.(10)

Auch interne Probleme erschwerten das gemeinsame Vorhaben: Starkes Engagement und teilweise akribische Detailarbeit mit zunehmender Eigenständigkeit einiger SchülerInnen standen neben formal und inhaltlich nachlässigem Bemühen. Während unter dem Zeitdruck der redaktionellen Arbeit beachtliche Ergebnisse von Teamarbeit entstanden, distanzierten sich Teile der Gruppe in unterschiedlichem Maße von dem „zu komplexen“ und „stressigen“, auf längere Sicht „langweiligen“ Arbeitsablauf. Als schwierig erwies sich insbesondere, neben allen inhaltlichen Gesichtspunkten in ihrer wechselseitigen Verflechtung, ja teilweise Überschneidung, auch die für eine Veröffentlichung notwendigen formalen Vorgaben zu erfüllen. Dennoch: Auch hier erwies sich der Weg als wichtiges Ziel. Mit Sicherheit haben die Bemühungen um eine Projektveröffentlichung dazu beigetragen, daß sich die methodischen Fähigkeiten und Fertigkeiten vieler SchülerInnen stark verbessert haben.

Die Nutzung unterschiedlicher Archive, die Beachtung unterschiedlicher Gesichtspunkte bei der Interpretation von Dokumenten, die Grundsätze redaktioneller Arbeit, der Umgang mit Textverarbeitungsprogrammen, die Zusammenarbeit mit Experten, nicht zuletzt die Möglichkeiten und Grenzen der „Oral History,“(11) all dies ist den Teilnehmern nicht mehr fremd und geht sowohl methodisch als auch inhaltlich über den üblichen Rahmen von Leistungskursen hinaus. 

Auch die Lehrerrolle änderte sich: einerseits häufiger Ansprechpartner und „Türöffner“, Organisator und kritischer Leser - andererseits Mitglied in einer Redaktionsgruppe, die unter der Mitwirkung externer Fachleute ein hohes Maß an Eigeninitiative und eigenen inhaltlichen Akzenten entwickelte. Dies erforderte von den betreuenden Lehrern einen spannungsreichen Spagat und intensive Koordinationsbemühungen bei insgesamt über dreißig Projektmitarbeitern. Dennoch bleibt der vorliegende Forschungsbericht überwiegend eine Schülerarbeit. Dies betonen heißt gleichzeitig, manche Unzulänglichkeit in formaler und inhaltlicher Hinsicht in Kauf nehmen, da es nicht eine Veröffentlichung der Lehrkräfte werden sollte.

Im Rahmen der vorliegenden Studie konnten in den Grundzügen geklärt werden:

· die soziale und wirtschaftliche Bedeutung des Tonwerks Heppenheim für die Region,

· die Werksgeschichte,

· das politische, soziale und wirtschaftliche Spannungsfeld, in dem sich unternehmerisches Wirken gestalten ließ,

· Rolle und Rollenproblematik der Inhaber und leitenden Angestellten innerhalb des Betriebs, vor allem hinsichtlich der Zwangsarbeiter,

· Bedeutung, Merkmale und Strukturen der Zwangsarbeit im Tonwerk während des Zweiten 

    Weltkriegs,

· die Aufarbeitung der Zwangsarbeit in den Spruchkammerverfahren der Nachkriegszeit,

· die Situation der jüdischen Betriebsangehörigen.

Die besondere Problematik der schwangeren Zwangsarbeiterinnen und ihrer Kinder muß vor allem hinsichtlich des Verbleibs der Neugeborenen und ihrer weiteren Entwicklung als noch nicht befriedigend gelöst gelten. Hier sind weitere Forschungsarbeiten notwendig. 

Hingegen konnte die Diskussion um die seit Jahren umstrittenen Vorgänge am Kleinen Markt in Heppenheim 1944 bis 1947 neu belebt und die Sachverhalte („Starben am Kleinen Markt polnische Kinder?“) mit Hilfe des Heppenheimer Archivleiters weitgehend geklärt werden.

Im Verlauf der Archivarbeit wurden wir auf die Hinrichtung des polnischen Zwangsarbeiters Jan Rogacki im Wald bei Fischweiher am 1. Oktober 1942 aufmerksam. Es gelang uns, durch Befragungen von Zeitzeugen und Akteneinsicht den aufsehenerregenden „Fall“ zu rekonstruieren und durch Veröffentlichung am 18./19. Mai 1997 in der regionalen Presse zu einem Gedenken an dieses Opfer der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft in unserer Gegend beizutragen ("Hinrichtung ohne Gerichtsurteil. Vor 55 Jahren wurde in Heppenheim ein polnischer Zwangsarbeiter erhängt").

Perspektiven
Gleichzeitig ergaben sich durch die einjährige Arbeit wichtige Quellenhinweise, Materialien und Themen, die von uns bereits teilweise bearbeitet wurden bzw. in den nächsten Jahren Grundlage für weitere Forschungsprojekte an unserer Schule im Rahmen der von Peter Lotz und Franz Josef Schäfer zu Jahresbeginn 1998 gegründeten "Geschichtswerkstatt Geschwister Scholl" sein sollen:

· „Displaced Persons“ in unserer Umgebung. Die Ergebnisse wurden zunächst im Rahmen einer Ausstellung, dann in Form einer Dokumentation 1997 präsentiert (12); 

· weitere Einzelheiten zu den Nazi-Morden am Kirchberg in Bensheim März 1945 als Fortführung der vorhandenen Darstellung (Kilthau/Krämer, 3 Tage fehlten zur Freiheit);

· Auswertung von bislang unberücksichtigten Quellen über die Judenpogrome in der Region.

Nähere Ausführungen zu dem Komplex "Displaced Persons", der sich sachlich unmittelbar an die Thematik „Zwangsarbeit“ anschloß, würden den Umfang der vorliegenden Veröffentlichung sprengen. Sowohl befreiten Zwangsarbeitern als auch ehemaligen Bewohnern von DP-Camps stand bei der Rückkehr in ihre Heimatländer nicht selten ein noch schlimmeres Schicksal bevor. Z. B. fanden Rußlandheimkehrer 80% der Gebäude zerstört.

„Jeder vierte Bewohner umgekommen. Über 1000 Städte und 9200 Dörfer waren dem Erdboden gleichgemacht. Und sie selber gerieten unter Verdacht, mit den Deutschen kollaboriert zu haben.“(13)
Wiedergutmachung

Zwangsläufig stellt sich nach eingehender Beschäftigung mit der Zwangsarbeiterproblematik erneut die Frage nach der Wiedergutmachung. Sie ist durch einen Rechtsstreit der Bundesregierung mit dem Landgericht Bonn wegen der Entschädigungsforderungen im Zweiten Weltkrieg verschleppter jüdischen Zwangsarbeiter wieder aktuell geworden. Diese Frage wird im Grunde seit Kriegsende diskutiert; eine einheitliche Regelung zur Entschädigung der Zwangsarbeiter gibt es bis heute nicht, während ehemalige NS-Kriegsverbrecher und ihre Angehörigen Opfer-Rente erhalten.

Hoffnungen wuchsen, als das Landgericht Bonn einigen Klägern das Recht auf individuelle Entschädigung zusprechen wollte. Das Landgericht sah sich aber auf Grund von allgemeinen völkerrechtlichen Regeln außerstande, den Klagen stattzugeben. Diese völkerrechtlichen Regeln besagten bisher vermeintlich, daß Entschädigungsansprüche von ehemaligen Zwangsarbeitern nicht individuell durchsetzbar seien, sondern nur auf zwischenstaatlicher Ebene geltend gemacht werden können. 

Das Bundesverfassungsgericht entschied hingegen im Juli 1996, es gebe keine allgemeine Regel des Völkerrechts, die individuelle Ansprüche der Betroffenen gegen die Bundesrepublik ausschließe.  Bei einer Verzichtserklärung von einzelnen Heimatstaaten der Zwangsarbeiter könne der Anspruch auf Entschädigung aber ausgeschlossen werden.

Dies bedeutet, daß nun eine Überprüfung der Entschädigungsansprüche durch die betreffenden Landgerichte daraufhin erfolgen wird, ob individuelle Ansprüche eventuell durch zwischenstaatliche Verträge ausgeschlossen wurden. Aber auch durch die nun aufgekommene Diskussion wird sich für die ehemaligen Zwangsarbeiter in der näheren Zukunft die Situation nicht grundlegend ändern. Die von den überlebenden Zwangsarbeitern von Auschwitz erhobene Forderung nach einer „beschleunigten Regelung“ ihrer Entschädigungsansprüche erscheint nur allzu verständlich, bedenkt man, wie vergleichsweise schnell westeuropäische Zwangsarbeiter entschädigt wurden, während Opfer aus Osteuropa, jüdische und nichtjüdische über Jahrzehnte hinweg keinen Pfennig bekamen.(14) 

Da sich die Dauer der nun folgenden Rechtsverfahren nicht absehen läßt, ist zu vermuten, daß der Faktor Zeit gegen die noch lebenden ehemaligen Zwangsarbeiter spricht. Auch deshalb ruhen viele Hoffnungen auf einer möglichen Bundesstiftung. Ermutigend ist die Entscheidung des Bonner Landgerichts vom Januar 1997, in der die Bundesregierung verpflichtet wurde, ehemalige Zwangsarbeiter aus dem Konzentrationslager Auschwitz (überwiegend polnische und ungarische Jüdinnen, zwischen siebzig und achtzig Jahre alt), die in Osteuropa und in Balkanstaaten leben, zu entschädigen.


